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Allgemeinverfügung 

zur Bestimmung der Bereiche, in denen nach § 2 Absatz 6 Satz 1 der Landes-
verordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 eine Mund-Nasen-

Bedeckung zu tragen ist 
 

(27. Allgemeinverfügung des Kreises Herzogtum Lauenburg zu SARS-CoV-2) 
 

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-

tionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) in Verbindung mit § 

106 Absatz 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Lan-

desverwaltungsgesetz - LVwG) wird in Ausführung des § 2 Absatz 6 der Landesver-

ordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 folgende Allgemeinverfügung 

erlassen: 

1. In den in den Anlagen 1-7 bezeichneten bzw. gekennzeichneten öffentlich zugäng-

lichen Bereichen ist gemäß § 2 Absatz 6 Satz 1 der Landesverordnung zur Be-

kämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 01.11.2020, das Tragen einer 

Mund-Nasen- Bedeckung verpflichtend. 2Die Anlagen sind Teil dieser Allgemein-

verfügung. 3Die Pflicht aus Satz 1 gilt zwischen 06.00 und 22.00 Uhr. 4Ausnahmen 

und sonstige Anforderungen ergeben sich aus § 2 Absatz 5 und 6 der Landesver-

ordnung. Personen, die keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen und für die eine 

Ausnahme nicht zutrifft, sind das Betreten, der Aufenthalt und die Nutzung der 

öffentlich zugänglichen Bereiche nicht gestattet. 

2. Zuwiderhandlungen sind nach § 73 Absatz la Nr. 6 IfSG bußgeldbewehrt. 

3. Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 

IfSG sofort vollziehbar. 
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Begründung: 

Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 lfSG. Da-

nach trifft die zuständige Behörde in dem Fall, dass Kranke, Krankheitsverdächtige, 

Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder es sich ergibt, 

dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, die notwen-

digen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 genannten, soweit 

und solange es zur Verhinderung  der Verbreitung  übertragbarer  Krankheiten erfor-

derlich ist. Sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich be-

finden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen oder von ihr be-

stimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu 

betreten. Nach Satz 2 kann die zu ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige 

Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder 

in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. 

Die sehr weite Eingriffsermächtigung des § 28 Abs. 1 Satz 1 lfSG beschränkt sich nicht 

allein auf Maßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsver-

dächtigen oder Ausscheidern, sondern wie sich aus der Entstehungsgeschichte der 

Norm ergibt, d¿rfen auch ĂNichtstºrer", d.h. Personen bei denen noch nicht einmal ein 

Ansteckungsverdacht besteht, in Anspruch genommen werden. 

Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der verfügten Beschränkung ist der im allge-

meinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadens umso geringere Anforderungen zu 

stellen sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden 

ist. Dafür sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahrenab-

wehr zu ermöglichen (§ 1 Abs. 1, § 28 Abs. 1 IfSG) sowie der Umstand, dass die 

betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen auf 

die Gesundheit der Menschen unterschiedlich sind. Angesichts dessen ist ein am Ge-

fährdungsgrad der jeweiligen Krankheit orientierter flexibler Maßstab heranzuziehen. 

Nach der Einschätzung des vom Gesetzgeber in § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 

IfSG hierzu vorrangig berufenen Robert-Koch Institutes wird die Gefährdung der Ge-

sundheit der Bevölkerung derzeit als insgesamt hoch, für Risikogruppen als sehr hoch 

eingeschätzt. Es handelt sich danach nicht um eine mit einer Grippeepidemie ver-

gleichbare Situation, sondern es liegt eine sehr dynamische und ernst zu nehmende 

Lage vor. 

Vor dem Hintergrund der aktuell wieder gestiegenen Fallzahlen der Infektionen mit 

dem SARS-CoV-2-Virus im gesamten Bundesgebiet, dem Land Schleswig-Holstein 

sowie der Anzahl an Erkrankungen an COVID-19 im Kreis Herzogtum Lauenburg müs-

sen unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik 

und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effektive Maßnahmen 

sind dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheitsschutzes die dauer-

hafte Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Gesundheitssystems sowie 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf dem Gebiet des Kreises Herzogtum 
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Lauenburg sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung, Eindämmung bzw. Ver-

zögerung der Ausbreitung des neuen Erregers stellt das einzig wirksame Vorgehen 

dar, um diese Ziele zu erreichen. 

Im Kreis Herzogtum Lauenburg ist es in den letzten Tagen vermehrt zu Infektionen mit 

dem SARS-CoV-2-Virus gekommen. Dabei sind nicht alle Infektionsketten nachvoll-

ziehbar, allerdings lassen sich zahlreiche Infektionsketten zu Feiern, Partys und nahe 

Kontakte bei Sportveranstaltungen zurückführen. Die 7-Tage Inzidenz der SARS-CoV-

2 Fälle liegt aktuell (01.11.2020) bei 60,6 Fällen je 100.000 Einwohner. Eine örtliche 

Konzentration der Infektionen auf bestimmte Städte oder Gemeinden innerhalb des 

Kreisgebiets lässt sich nicht bestimmen.  

Dies lässt erkennen, dass sich das SARS-CoV-2-Virus diffus im Kreis Herzogtum 

Lauenburg ausgebreitet hat. Maßnahmen zur Eindämmung sind deshalb im Rahmen 

der getroffenen Regelungen erforderlich. 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf § 2 Absatz 6 Satz 1 der Lan-

desverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 01.11.2020. 

Die getroffenen Anordnungen des Tragens von Mund-Nasen-Bedeckungen sind ins-

besondere erforderlich, weil Personen bereits infektiös sind, bevor diese selbst Krank-

heitssymptome zeigen. Es kann also bereits vorkommen, dass Personen selbst durch 

das Sprechen und Atmen virusbelastete Aerosole ausscheiden, bevor eine Infektion 

bei diesen Personen selbst festgestellt wird. Aufgrund des Risikos einer verdeckten 

Verbreitung des SARS-CoV-2 sind die angeordneten Maßnahmen bereits jetzt zu tref-

fen. Die angeordneten Maßnahmen wirken frühzeitig im direkten Kontakt zwischen den 

Personen. 

Die angeordnete Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung durch diese Allge-

meinverfügung stellt zwar einen Eingriff in die Grundrechte der betroffenen Bürgerin-

nen und Bürger dar, weniger einschneidende gleich geeignete Mittel sind aber nicht 

ersichtlich. Dies hat seinen Grund darin, dass die Pandemie nach wie vor nicht in dem 

Umfang zum Stillstand gebracht werden konnte, der Beschränkungen entbehrlich ge-

macht hätte. Vielmehr ist in den letzten Tagen und Wochen ein kreisweiter, aber auch 

bundesweiter kontinuierlicher Anstieg der Infektionsfälle zu vermerken. Es bedarf des-

halb auch grundrechtseinschränkender Maßnahmen zur Eindämmung der Infektion. 

Die hier angeordneten Maßnahmen stellen sich hierbei als verhältnismäßig dar. 

Durch eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in den bezeichneten 

Bereichen können Infektionsketten wirksam unterbrochen werden und den Bürgerin-

nen und Bürger bleibt die Möglichkeit zur Wahrnehmung des öffentlichen Lebens den-

noch erhalten. Nach dem derzeitigen wissenschaftlichen Meinungsstand ist die Pflicht 

zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung eine geeignete Schutzmaßnahme, um die 

Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 zu verhindern. Selbst einfache Stoffmasken sind 

bei korrekter Anwendung geeignet, Tröpfchen des Trägers beim Sprechen, Husten 

und Niesen aufzufangen und andere so vor einer Infektion zu schützen. Deshalb kann 

selbst das Tragen einer Behelfsmaske bei bereits erkrankten Personen dazu geeignet 

sein, das Risiko der Ansteckung anderer Personen zu reduzieren. Angesichts des Um-

standes, dass nicht jeder, der mit SARS-CoV-2 infiziert ist, dies auch bemerkt, er aber 
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trotzdem Erreger übertragen kann, kann das Tragen von Behelfsmasken das Übertra-

gungsrisiko vermindern. 

Grundsätzlich bleiben eine gute Händehygiene, Einhalten von Husten- und Niesregeln 

und das Abstandhalten von mindestens 1,5 Metern die wichtigsten und effektivsten 

Maßnahmen. In Situationen jedoch, in denen Maßnahmen der physischen Distanzie-

rung nur schwierig eingehalten werden können, ist der Einsatz von Mund-Nasen-Be-

deckungen ein zusätzlicher Baustein, um die Ausbreitungsgeschwindigkeit von CO-

VID-19 in der Bevölkerung zu reduzieren. Denn bereits 1 bis 3 Tage vor Auftreten der 

COVID-19-Symptome kann es zu einer Ausscheidung von hohen Virusmengen kom-

men. Eine teilweise Reduktion dieser unbemerkten Übertragung von infektiösen Tröpf-

chen durch das Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen kann zu einer weiteren Ver-

langsamung der Ausbreitung bei tragen. Dies betrifft besonders die Übertragung im 

öffentlichen Raum, wo mehrere Menschen zusammentreffen und sich dort länger auf-

halten oder der physische Abstand von mindestens 1,5 Meter nicht immer eingehalten 

werden kann. Weniger einschneidende Maßnahmen sind nicht ersichtlich. 

Schlussbestimmungen: 

Diese Allgemeinverfügung ist bis einschließlich 29. November 2020 befristet. Eine Ver-

längerung ist möglich. 

Die Allgemeinverfügung zur Bestimmung der Bereiche, in denen nach § 2 Absatz 6 
Satz 1 der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen ist (26. Allgemeinverfügung des Kreises Herzog-
tum Lauenburg zu SARS-CoV-2) vom 01.11.2020 ist mit Ablauf des 26.11.2020 auf-
gehoben. 

Diese Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 IfSG.  

Zuwiderhandlungen sind Ordnungswidrigkeiten nach § 73 Abs. 1a Ziffer 6 IfSG. 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort 

vollziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine auf-

schiebende Wirkung. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landrat des Kreises Herzogtum Lauenburg, 

(Fachdienst Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Barlachstraße 2, 23909 Ratzeburg) einzulegen.  

 

Ratzeburg, den 26.11.2020 
        Dr. Christoph Mager 
                  Landrat 

 
 
Anlagen: 
1) Bereichskennzeichnung Stadt Geesthacht 
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2) Bereichskennzeichnung Stadt Schwarzenbek 
3) Bereichskennzeichnung Gemeinde Wentorf/HH 
4a) Bereichskennzeichnung Stadt Mölln ï Hauptstraße und ZOB 
4b) Bereichskennzeichnung Stadt Mölln ï Bahnhof  
4c) Bereichskennzeichnung Stadt Mölln ï Schulberg  
5) Bereichskennzeichnung Stadt Ratzeburg  
6) Bereichskennzeichnung Gemeinde Büchen 
7) Bereichskennzeichnung Gemeinde Aumühle 
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 Anlage 1: Bereichskennzeichnung Stadt Geesthacht 
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Anlage 2: Bereichskennzeichnung Stadt Schwarzenbek 
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Anlage 3: Bereichskennzeichnung Gemeinde Wentorf/HH 
 

  


